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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika hat bei seinem 
Besuch in Hannover im April vor Vertretern aus Wirtschaft und  Politik 
nochmals eindringlich für das Freihandelsabkommen TTIP geworben. Es 
solle eines mit hohen Umwelt- und Verbraucherschutzstandards werden.  
Doch nach wie vor sind zahlreiche Bürgerinnen und Bürger – über 
Partei- und Verbandsgrenzen hinweg – gegen dieses Abkommen. Der 
heftige Protest beschränkt sich nicht auf Deutschland, auch in anderen 
EU-Staaten ebenso in den USA und in Kanada ist die Skepsis riesig.  
Die Themenseiten in diesem Heft widmen sich deshalb der Frage, ob die 
geplanten Freihandelsabkommen TTIP und CETA Umwelt und Demokratie 
gefährden.

In der Herbstausgabe der BRIEFE formulierte Rosemarie Benndorf, 
langjährige Mitarbeiterin des Umweltbundesamtes und Klimaexpertin, 
ihre Erwartungen an die Klimakonferenz in Paris Ende 2015. In 
dieser Ausgabe kommentiert sie deren Ergebnisse, dokumentiert im 
Klimaschutzabkommen. 

Hans-Joachim Döring lädt zu einem  Fachtag „Lebendige Friedhöfe“ in der 
Altmark ein.  Das Thema „wie soll es mit kirchlichen Friedhöfen weiter 
gehen?“, ist in den Kirchen emotional besetzt und wird heiß diskutiert 
– wie sich auch beim Fachtag Kirchliches Umweltmanagement im März 
dieses Jahres zeigte. In Zichtau können Sie im Juni einen ökologischen 
Ansatz für „das Friedhofsproblem“ kennenlernen.

Ich wünsche Ihnen eine spannende Lektüre und eine gute Zeit!

Ihre Siegrun Höhne
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Lebensquell

Die Frühlingsfluten ziehn durch meinen Geist
Verwandte Gärung fühl ich sich ergießen

Durch tausend Knospen, die sich heut erschließen,
Und neues Leben dampft und quillt und kreist.

Das ist des ewgen Jugendbrunnens Fließen,
Der jedem Jahr die gleiche Fülle weist:

In neuer, feuchtverklärter Schönheit gleißt
Was er benetzt, und locket zum Genießen:

Gedanken, kommt und trinkt euch neues Leben:
Du scheue Hoffnung, fast verklungnes Fühlen,

Du halbverzagtes, wegemüdes Streben.

Laßt euch von lichter Lebensflut umspülen,
Ihr Träume, Bilder, die ich täglich schaue,
Daß euch auf immer dieser Glanz betaue.

Hugo von Hoffmannsthal

GEDICHT

Nach der Klimakonferenz in Paris - ein Resümee
von Rosemarie Benndorf

In meinem letzten Artikel im Vorfeld der Verhandlungen zu einem neuen 
Klimaabkommen in Paris hatte ich am Ende des Artikels die folgende Frage 
gestellt und beantwortet:

„Wie müsste ein befriedigendes Klimaabkommen aussehen und wie sind die 
Aussichten auf ein solches Abkommen?“
Die Antwort zum Teil 1 der Frage lautete zusammengefasst: ein rechtsver-
bindliches klares Dokument mit langfristigen Minderungsverpflichtungen 
aller (außer den ärmsten) Staaten von 40 bis 70% bis 2050.
Die Antwort auf den zweiten Frageteil war kurz. Ich meinte, es würde ein 
Abkommen in Paris geben, zweifelte aber am Ehrgeiz der Zielstellung und 
der Minderungsverpflichtungen.

Was ist herausgekommen?

Am Ende der Pariser Sitzung wurden zwei Dokumente verabschiedet. Das 
Pariser Abkommen (Paris Agreement) und eine Entscheidung der Vertrags-
staatenkonferenz, um das Abkommen in Wirksamkeit zu setzen. Diese Zwei-
teilung hat rechtliche (die Bestimmungen des Abkommens fußen auf dem 
Klimarahmenabkommen von 1992 und bedürfen nicht der Zustimmung der 
Parlamente) und praktische (viele Aufträge mussten definiert und veran-
lasst werden) Gründe.

Ich beschränke mich hier auf die Darstellung des Pariser Abkommens. Es 
umfasst 29 Artikel, von denen ich 4 erläutern werde.

Im Artikel 2 wird das Ziel festgehalten, die globale Temperaturerhöhung 
deutlich unter 2°C  des vorindustriellen Niveaus zu halten. Eine Obergrenze 
von 1,5°C  wird erwähnt, aber nicht als neues Ziel gesetzt. Die Anpassungs-
möglichkeiten sollen erhöht und die Finanzströme verträglich/übereinstim-
mend/konsistent mit einer Entwicklung hin zu  treibhausgasemissionsarmer 
Wirtschaft sein.

Klimaschutz
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Artikel 3 bestimmt alle Staaten dazu, national festgelegte Beiträge (es han-
delt sich quasi um Selbstverpflichtungen, wobei das Wort Verpflichtung 
peinlichst vermieden wird) zu diesem Ziel zu benennen und zu leisten. Wei-
tere Anstrengungen um den Zweck des Abkommens zu erfüllen, werden in 
den Artikel 4 (Reduktion der Treibhausgasemissionen), Artikel 7 (Maßnah-
men zur  Anpassung), Artikel 9 (Bereitstellung von Finanzmitteln), Artikel 
11 (Unterstützung des Kapazitätsaufbaus) (die beiden letzten Punkte betref-
fen vor allem die Industriestaaten) und Artikel 13 (transparente Berichter-
stattung) genannt.

Artikel 4 ist sehr umfangreich und umfasst 19 Paragraphen. Er gibt kei-
ne expliziten  Reduktionsverpflichtungen vor, sondern formuliert in Pa-
ragraph 1, dass die Vertragsstaaten das  Erreichen des Maximums der glo-
balen Treibhausgasemissionen ‚so bald als möglich anstreben‘ sollen, mit 
nachfolgender rascher Minderung derselben, um ein Gleichgewicht zwi-
schen den von Menschen verursachten Treibhausgasemissionen und Treib-
hausgaseinbindung (z.B.Kohlenstoff in der Biomasse des Waldes) in der 2. 
Hälfte dieses Jahrhunderts zu erreichen. Im Paragraphen 9 wird festgelegt, 
dass die Vertragsstaaten ihre national festgelegten Beiträge alle 5 Jahre neu 
berichten müssen, wobei in Paragraph 2 steht, dass die neuen national fest-
gelegten Beiträge über die bisherigen Beiträge hinausgehen müssen.

Artikel 9 regelt die Finanzfragen. Es wird bestimmt, dass die entwickelten 
Länder die finanziellen Ressourcen für Minderungs- und Anpassungsmaß-
nahmen bereit stellen müssen (im englischen Text wird Shall verwendet) 
und auf die Klimarahmenkonvention verwiesen. Es gibt keine expliziten 
Vorgaben zu der Höhe der Beiträge etwa in Form von  x % des Bruttoinland-
produkts oder dergleichen.

Hier möchte ich nur noch auf den Artikel eingehen, der das Inkrafttreten 
des Pariser Abkommens regelt.  Erst wenn mindestens 55 Vertragsstaaten, 
die mindestens 55% der aktuellen globalen Treibhausgasemissionen repre-
sentieren, tritt das Abkommen in Kraft.

Haben wir nun das von mir erhoffte „rechtsverbindliche klare Dokument mit 
langfristigen Minderungsverpflichtungen aller von 40 bis 70% bis 2050“?

Klimaschutz

In der Entscheidung zur Annahme des  Pariser Abkommens heißt es dazu 
in der Präambel:
„Die Konferenz der Vertragsstaaten weist mit ernsthafter Besorgnis auf die 
Lücke zwischen den Selbstverpflichtungen der Vertragsstaaten bis 2020 
und dem angemessenen Emissionspfad für die Einhaltung  2°C Obergrenze 
hin ...“  1

Im Paragraph 17 desselben Dokuments werden auf Grund der Selbstver-
pflichtungen (national bestimmte Beiträge) Gesamtemissionen für 2030 mit 
55 Gt (1 Gigatonne entspricht 1 Milliarde Tonnen) angegeben und festge-
stellt, dass zur Einhaltung des in Artikel 2 erklärten Zieles nur 40 Gt emit-
tiert werden dürfen. Das heißt, die Emissionen würden rund 30% über dem 
zulässigen Niveau liegen.

Mithin klafft eine Riesenlücke zwischen den sehr klar und angemessen for-
mulierten Zielen im Artikel 2 des Pariser Abkommens und den weichen 
Aufforderungen an die Vertragsstaaten in Artikel 3 und 4 zur Reduzierung 
ihrer Emissionen und der zugesagten national festgelegten  Beiträge über-
haupt. Im Artikel 4.9 wird versucht dem gegenzusteuern, indem die Ver-
tragsstaaten alle 5 Jahre ihre national festgelegten Beiträge neu bestimmen 
und verschärfen müssen, aber wird das reichen?

Hinzu kommt, dass eine Fülle von Aufgaben abzuarbeiten sind. Sie betreffen 
die Anrechnungsregeln, die Berichterstattung, die Regeln für Anpassung, 
Verlust und Schaden, Finanzen, Technologietransfer usw.  Deren Abarbei-
tung wird zwar laut der Entscheidung sofort in Angriff genommen werden, 
aber es wird kostbare Zeit vergehen.
 
Nichtsdestotrotz, es gibt einen Abschluss! Das ist ein diplomatischer Erfolg. 
Die Zielformulierung ist klar und ohne Wenn und Aber formuliert. Auf sie 
kann beim Abarbeiten der Aufgaben und der Verschärfung der Reduktions-
leistungen Bezug genommen werden.

1  Emphasizing with serious concern the urgent need to address the significant gap between the 
aggregate effect of Parties‘ mitigation  pledges in terms of global annual emissions of green-
house  gases by 2020 and aggregate  emission pathways consistent with holding  the increase in 
the global average temperature to well below 2°C above industrial levels and pursuing efforts to 
limit temperature increase to 1.5°C above preindustrial levels.

Klimaschutz



BRIEFE – Zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde, Nr. 118, 1|2016	 76	 BRIEFE – Zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde, Nr. 118, 1|2016

Die Klarheit der Zielformulierung ließ sich offensichtlich nicht in den fol-
genden Artikeln durchhalten. Hier mussten viele offene Formulierungen 
gefunden werden, so dass die 196 sehr unterschiedlichen Staaten dem Text 
zustimmen konnten.

Jetzt ist es an den zukünftigen Verhandlungen, hier Fortschritte zu erzielen, 
damit sich die 15Gt Lücke bis 2030 schließt.  2

Dazu bedarf es nicht nur Anstrengungen der Politik und Wirtschaft, son-
dern auch der Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger hierzu tatkräftig 
beizutragen und politische Entscheidungen zur Minderungen der Treib-
hausgasemissionen zu unterstützen.

2  Die Mitteilung der EU Kommission vom 2.März 2016 ist sehr selbstgefällig und gibt keinerlei 
Hinweise auf Überlegungen oder Maßnahmen, welche zusätzlichen Treibhausgasreduktionen in 
der EU möglich wären. Kein gutes Zeichen.

Klimaschutz

Mehr Vielfalt in Agrarlandschaften (II)
von Andre Wolf

„Mehr Vielfalt in Agrarlandschaften (II)“ – diese Fortsetzungsveranstal-
tung der Evangelischen Akademie Sachsen-Anhalt e.V. fand vom 26. bis 28. 
Juni 2015 in Wittenberg statt. Diese Tagung ist etwas Besonderes. In fast 
schon familiärer Atmosphäre und bei ausgesprochen freundlicher Tagungs-
organisation kommen hier Naturschützer, Behördenvertreter und Landwirte 
miteinander ins Gespräch - möglicherweise ja deshalb, weil ein kirchliches 
Dach mit Tradition bis tief zurück in DDR-Zeiten ermutigt, in dem es Neut-
ralität verspricht. Ein Glücksfall! Die Tagung wurde in Zusammenarbeit mit 
dem Bundesverband Beruflicher Naturschutz (B.B.N.) und unter Schirm-
herrschaft der Michael Succow-Stiftung durchgeführt.

Zu vielfältig, zu angeregt waren Austausch und Diskussionen, als dass man 
sie hier alle wiedergeben könnte. Deswegen hier einige immer wieder auf-
tauchende Aspekte der Artenvielfalt in unseren Agrarlandschaften:

Diese Vielfalt ist momentan trotz aller Anstrengungen immer noch auf dem 
Rückzug. So musste 
Prof. Eckhard Jedicke 
gleich zu Anfang ver-
künden, dass die politi-
schen Ziele zur Agrar- 
biodiversität bis 2015 
oder 2020 durch die 
Bank weg verfehlt wür- 
den, meist mit  Ver-
schlechterungen ge-
genüber vorangehen-
den Berichtszeiträumen 

(in einigen Fällen sogar Verschlechterungen von ca. 50 % bspw. der Ar-
tenbestände). Jedicke sah Hauptursachen beispielsweise im Missverhältnis 
von Tierhaltung und Futterproduktion bzw. Beweidung in Deutschland (30 
% des Futters für hiesige Tierbestände stammten aus dem Ausland, oft gar 
von Übersee). Mangelnde Beweidung verhindere Zoochorie als wichtiges 

Biologische Vielfalt
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Element von Populationsdynamiken. Bestätigt wurde dies durch einen Be-
richt von Dr. Jörg Hoffmann über die sorgfältigen Forschungen des Julius 
Kühn Institutes (Kleinmachnow) auf diesem Gebiet. Dabei wird durch die 
Forschung immer deutlicher und auch wirtschaftlich zahlenmäßig über-
prüfbar dargelegt, wie wichtig und finanziell bedeutsam die von der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche erbrachten Ökosystemdienstleistungen sind, 
wie Dr. Ralf-Uwe Syrbe vom IÖR in Dresden erklärte und mit Beispielen aus 
seinen und weiteren Forschungsarbeiten des Instituts belegte.

Nicht nur Subventionen der 1. Säule bewirken in der Landwirtschaft nicht 
oder nicht ausreichend das, was man mit Blick auf ihre Umweltverantwort-
lichkeit erwarten sollte. Auch bei den Agrarumweltmaßnahmen sei ein 
Trend zu kurzfristigen »hellgrünen Maßnahmen« zu beobachten, die leicht 
zu kontrollieren, aber nicht so effektiv wie besonders die auf Dauer an-
gelegten »dunkelgrünen Maßnahmen« seien. Wiederum Jedicke berichtete 
vom Beschluss der 9. Vertragsstaatenkonferenz der CBD, bis 2020 alle bio-
diversitätsschädigenden Subventionen abzuschaffen. Derzeit flössen 38 % 
des EU-Haushaltes in die Landwirtschaft mit den zu beobachtenden ökolo-
gischen Folgen.

Es gibt unter vielen, auch konventionell wirtschaftenden Landwirten eine 
große Offenheit gegenüber Naturschutzanliegen ebenso wie gegenüber ei-
ner Abschaffung der Subventionen der 1. Säule. So wünschte sich ein anwe-
sender Landwirt ausdrücklich mehr artenschutzbezogene Beratung/Ausbil-
dung, damit die verlorengehende Vielfalt überhaupt erkannt werden könne. 
Die Abschaffung der besagten Subventionen der 1. Säule konnte auch er 
sich gut vorstellen (wie viele andere Landwirte, mit denen der Verfasser auf 
unterschiedlichsten Tagungen gesprochen hat), wozu aber eine anwesende 
Vertreterin des sachsen-anhaltinischen Bauernverbandes deutlich machte, 
dass das nicht die Position des Landesbauernverbandes sei. Ganz zu Anfang 
hatte Jedicke von Differenzen zwischen dem einzelnen Landwirt und den 
Vertretern des Deutschen Bauernverbandes berichtet, die bei einer Abstim-
mung der Förderung auf ökologische Belange nicht mitzögen (seine Formel: 
»wenige Große bestimmen die Leitlinie für Viele«). Bei den Forschungen 
im Rahmen der Greifswalder Agrarinitiative, von denen Herr Thomas Beil 
von der „Michael Succow Stiftung zum Schutz der Natur“ berichtete, kam 
die Situation der Nützlinge auf einer wichtig-dringend-Matrix (nach Eisen-

Biologische Vielfalt

hower) immerhin im Mittelfeld noch auf Rang 8, während die Struktur der 
Landwirtschaft den viertletzten, der Einsatz von PSM den vorletzten Rang 
belegten und die Bodenfruchtbarkeit gefolgt von der Sorge um Flächenver-
lust Platz 1 und 2 belegt hatten. Im Rahmen der Initiative versucht man, auf 
10.000 ha LNF, 8000 ha Acker, die sich im Eigentum der Stadt Greifswald, 
der Universität Greifswald, der pommerschen evangelischen Kirche und der 
Peter-Warschow-Stiftung befinden, gemeinsam mit den 54 Pächtern eine 
ökologischere Landwirtschaft zu installieren.

Bei der naturschutzfachlichen Arbeit bestehen auch in der heutigen Land-
wirtschaft noch Flächenreserven, die zur Verbesserung der ökologischen 
Situation genutzt werden könnten. So berichtete ein ehemaliger Referats-
leiter im sachsen-anhaltinischen Ministerium für Landwirtschaft, von 
ca. 12.000 ha überpflügten Wegen, die in fremdem (meist öffentlichem) 
Eigentum stünden und unberechtigt genutzt und befördert würden. Er 
brachte seinen Unmut über die finanziellen Unterstützungsmaßnahmen 
bei Schadensereignissen zum Ausdruck, bei denen das Schadenspotenzial 
zuvor durch fachlich unangebrachte landwirtschaftliche Nutzungen her-
vorgebracht gewesen sei (bspw. Hochwassernässe-Entschädigung für den 
Ackerbau in Flussauen, finanzielle Aufarbeitung des Erosionsereignisses in 
Riestädt, wo auf einem 70 ha großen, zuvor als Grünland genutzten steilen 
Hang nach dessen Unterpflugnahme bei einem Starkregenereignis Boden-
abtrag zum Wegfall der Nutzbarkeit geführt hatte). In Sachsen wird die 
Zahl der beackerten Steillagen, die besser begrünt und dem Naturschutz 
zugeführt werden sollten, mit Werten zwischen 10.000 (BALLMANN, auf 
Sächs. LfULG-Tagung am 13.3.2014) und 23.000 ha (VOSS ET AL. 2010: 
Erosionsschutz in reliefbedingten Abflussbahnen) angegeben. 

Nach vielen Informationen und Diskussionen zu Problemlagen, Motivatio-
nen und Fördermöglichkeiten wurden am Samstagnachmittag in offener Ge-
sprächsrunde Lösungsmöglichkeiten erörtert, mit denen man – ausgehend 
von einer realistischen Einschätzung der derzeitigen Situation – die Lage 
der Agrarbiodiversität pragmatisch verbessern könnte (»Von der Theorie in 
die Praxis. Wo klemmt es eigentlich?«). Ein stiller Konsens ergab sich zu fol-
genden Handlungsschritten: Ausrichtung der Produktion auf hochwertigere 
Produkte, die dann viel besser vermarktet werden sollten. Als Träger sol-
cher letztgenannter Werbemaßnahmen konnte sich die Runde für die lokale 

Biologische Vielfalt



BRIEFE – Zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde, Nr. 118, 1|2016	 1110	 BRIEFE – Zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde, Nr. 118, 1|2016

Ebene die Landschaftspflegeverbände oder die Naturparke und überörtlich 
den Bundesverband der Naturparke vorstellen. Mit den hochwertigeren, im 
Zweifel biologischen Agrarprodukten könne einerseits produktionsbedingt 
eine höhere Artenvielfalt entstehen oder sie könne passend zur qualitativen 
landwirtschaftlichen Ausrichtung stärker gefördert selbst zum Produkt der 
Landwirtschaft werden – gleichzeitig mit der Abschaffung der 1. Säule der 
EU-Agrarförderung zur Gegenfinanzierung einer stärkeren naturschutzbe-
zogenen Förderung. Durch eine höhere leistungsgerechtere Abgeltung der 
Artenvielfalt als ein neues Produkt und auch durch höhere Preise für mehr 
Produktqualität würden dann Einkommensverluste der Landwirte ausgegli-
chen, die sich aus dem Wegfall der pauschalen Förderung aus der 1. Säule 
und aus produktionsbedingt geringeren Erträgen ergäben. Die Gesprächs-
runde sprach sich dafür aus, die Agrarbiodiversität erfolgshonoriert (Mo-
dus: bestimmte, leicht erkennbare Kennarten, die statistisch verbürgt hohe 
Artenvielfalt anzeigen), aber fehlerfreundlich und flankiert durch intensive 
Umweltberatung auf betrieblicher Ebene und durch Naturschutzausbildung 
zu gestalten.

Übrigens könnte man dem Einwand, dass viele Bürger sich die dann teu-
reren Lebensmittel nicht leisten könnten, mit einer Entlastung etwa bei 
der Mehrwertsteuer auf Lebensmittel begegnen, wo es doch Steuergelder 
sind aus denen die Förderung der 1. Säule finanziert wird; daraus resul-
tierte auch mehr Gestaltungsfreiheit für die Verbraucher und Bürger und 
resultierend eine neue Offenheit gegenüber dem europäischen Gedanken 
[anm. d. Verf.].

Mit der Befriedigung eines zumindest nicht als aussichtlos beurteilten 
Konzepts in der Tasche konnte man nun zu Abendessen und einem an-
schließenden Theaterstück »Fräulein Brehms Tierleben: Lumbricus ter-
restris – der Regenwurm« von und mit Barbara Geiger übergehen, in-
dem dieser auf lebendigste und unterhaltsamste Weise (wie auch andere 
Tiere im Repertoire der Künstlerin) vorgestellt wurde: »das besinnliche 
Bühnenabenteuer verflicht handfeste Wissenschaft, praktische Feldfor-
schung und tiefe Einblicke in tierische Zusammenhänge zu einem thea-
tralischen Ganzen und weckt Neugierde für die wilde Tierwelt Europas« 
(www.brehms-tierleben.com).

Biologische Vielfalt

Gleich am Morgen des nächsten 
Tages besichtigten die Teilneh-
mer eine wiedervernässte Nie-
plitzniederung (Zielfläche 90 
ha, Stand ca. 41 ha), bei der der 
Wasserstand über einen einge-
brachten Graben mit einer zu-
gleich als Furt dienenden Sohl-
schwelle geregelt wird. Hier war 
der veränderte Wasserstand in 
der Vegetation trotz der Trocken-
heit dieses Jahres schon deutlich 
erkennbar. Weiter ging‘s zur Außenstelle Baitz der staatlichen Vogelschutz-
warte Brandenburg. Dort gab Norbert Eschholz eine Einführung in die Öko-
logie der Großtrappe mit Informationen zur Organisation des Schutzes in 
den Belziger Landschaftswiesen (Eigentumsverhältnisse im Schutzgebiet: 
Förderverein, Land Brandenburg, Landwirte, Flurbereinigung). Auch wur-
de die Eignung der KULAP-Förderung, insbesondere die Flexibilität der 
Mahdtermine, mit Peter Kernchen, einem anwesenden, dem Schutzprojekt 
sehr aufgeschlossenen Landwirt diskutiert. Beim anschließenden Spazier-
gang ins Schutzgebiet konnte tatsächlich eine Großtrappenhenne beobach-
tet werden, die aller Wahrscheinlichkeit nach Kücken führte und mit ihrer 
Anwesenheit Exkursion und Tagung abschließend krönte.

Hinweis der Redaktion:
Die Tagungsdokumentation zu dieser Veranstaltung wird gerade erstellt und 
kann in der Evangelischen Akademie Wittenberg bestellt werden.

„Mehr Vielfalt in Agrarlandschaften III“ findet als Teil des Deutschen Natur-
schutztages am 13. September in Magdeburg statt. Informationen  und An-
meldungen unter hoehne@ev-akademie-wittenberg.de.

Biologische Vielfalt



BRIEFE – Zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde, Nr. 118, 1|2016	 1312	 BRIEFE – Zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde, Nr. 118, 1|2016

Anders gärtnern – aber wie?
vom NABU Baden-Württemberg

Für naturverbundene Gärtnerinnen und Gärtner geht es dabei nicht nur 
um die Entscheidung, was sie im Sommer ernten wollen. Ihnen stellt sich 
auch die Frage, was gutes Saatgut ausmacht. „Wir werden immer wieder 
gefragt, ob wir Empfehlungen haben“, berichtet Volker Weiß vom NABU 
Baden-Württemberg. 

Grundsätzlich rät der NABU zu samenfesten Sorten. Im Unterschied zu den 
sogenannten Hybridsorten haben sie den Vorteil, dass sie sich natürlich 
vermehren lassen. Denn viele Kulturpflanzen sind inzwischen so gezüchtet, 
dass aus ihren Samen keine gleichwertigen Pflanzen mehr wachsen können. 
Diese Hybridsorten (zu erkennen am Zusatz „F1“ im Namen) wachsen zwar 
in der ersten Generation gut, aber da sie nicht samenfest sind, muss man im 
nächsten Jahr neues Saatgut kaufen. 

Konnten unsere Vorfahren früher im Laufe der Jahrhunderte regionalty-
pische Obst- und Gemüsesorten durch Auslese entwickeln, geht das mit 
Hybrid-Züchtungen nun nicht mehr. Dies erzeugt eine problematische Ab-
hängigkeit von großen Saatgutkonzernen wie Syngenta oder Monsanto, die 
ihre globale Marktdominanz als Anbieter von Hybrid-Saatgut jährlich wei-
ter ausbauen. 

Artenvielfalt erhalten und fördern 
Die Monopolstellung von Unternehmen, die nur ein begrenztes Pflanzen-
sortiment anbieten, geht zudem auf Kosten der biologischen Vielfalt von 
Kulturpflanzen. Viele alte und regionale Sorten wären ohne die Arbeit von 
Bioerzeugerinnen und -erzeugern und Saatgutvereinen, die sie kultivieren 
und nachzüchten, längst ausgestorben. Und das, obwohl diese Sorten meist 
viel besser an die jeweiligen regionalen klimatischen Bedingungen und die 
Bodenbeschaffenheit angepasst sind. 

Naturschutz-Fachmann Weiß führt noch einen weiteren Vorteil dieser Sor-
ten an: „Es lohnt sich auch aus Geschmacksgründen, samenfestem Saatgut 
den Vorzug zu geben. Man sagt, dass es tendenziell langsamer wächst und 

Gartentipp

sich so intensivere Aromen ausbilden können.“

Wo kann ich samenfestes Saatgut kaufen?
Zwar finden Hobbygärtnerinnen und Hobbygärtner im Baumarkt oder Gar-
tencenter vielfach nur Hybridsorten. Wer ein bisschen sucht, wird aber 
trotzdem fündig. „Es gibt heutzutage ein reichhaltiges Angebot ökologisch 
erzeugter Sämereien und Pflanzen sowie seltener alter Sorten“, sagt Volker 
Weiß. „Auch eine Recherche im Internet ist sinnvoll: Ob „Bingenheimer 
Saatgut“, „Samenfest“ oder „Bio-Saatgut“ – fast alle großen und kleinen 
Anbieter sind mit einem Online-Shop vertreten, so dass man sich das Saat-
gut bequem nach Hause liefern lassen kann.“ 
 

Dem naturschutzgerechten Gärtnern steht also nichts mehr im Wege. Und 
behält man nach der Ernte von den samenfesten Sorten dann einen klei-
nen Teil zurück, hat man schon Saatgut fürs nächste Jahr beisammen. Für 
die Saatgutvermehrung benötigt man allerdings ein wenig Fachwissen 
und gärtnerisches Können. Zweijährige Gemüsearten wie die Möhren bil-
den zum Beispiel erst im zweiten Jahr Samen. Volker Weiß rät deshalb mit 

Gartentipp
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Eine bessere Welt ist pflanzbar!
Zum Aufbau eines Obstraritätenpfades entlang des Jakobswegs
in Thüringen.
von Dr. Hans-Joachim Döring

Zum Reformationstag 2015 pflanzten 80 Konfirmanden und Gäste in Cob-
städt bei Gotha 50 hochstämmige Obstbäume traditioneller Sorten entlang 
des Jacobsweges der Region. Seit 2013 wurden damit über 250 junge Bäume 
edler alter Sorten gepflanzt. Ziel ist es, 1000 alte Obstsorten entlang des 
Pilgerweges zwischen Weimar und Gotha zu pflanzen. Dadurch entsteht 
der Thüringer Obstraritätenpfad: ein für alle Menschen frei zugänglicher 
Genpool für seltene vom Aussterben bedrohte Obstsorten.

Freie Kulturpflanzenvielfalt in Gefahr
Noch vor gut hundert Jahren gab es in allen Regionen Deutschlands eine 
schier unerschöpfliche Vielfalt an Nutzpflanzen, insbesondere Obstsorten, 
die in Geschmack, Aussehen und Verwendung allen Wünschen gerecht 
wurden. Wer kennt noch den Apfel namens „Ruhm von Thüringen“, die 
Sauerkirsche „Hochgenuss von Erfurt“ oder die Birne „Nordhäuser Winter-
forelle“? Diese Obstraritäten sind heute – wenn überhaupt – nur noch der äl-
teren ländlichen Bevölkerung bekannt. Das Projekt ist auch so ausgerichtet, 
dass auch neue interessante Varietäten in Umlauf gebracht werden, um der 
traditionellen Pflanzenzucht neue Impulse zu geben. Der ökumenische Pil-
gerweg verläuft zwischen Erfurt und Gotha durch öde, ausgeräumte Land-
schaften. Viele Obstbäume sind bereits sehr alt.

Rückgang der biologischen Vielfalt bremsen
Durch das LebensGut-Cobstädt e.V. und dem Aufbau des Naturerlebnis-
Schaugartens „Arche der Vielfalt“ entstand eine „lebende Genbank“ von 
alten und besonderen Obstsorten und Nutzpflanzen. Inzwischen sind über 
1000 Sorten und Varietäten versammelt und werden erhalten. Hauptziel 
dieser Einrichtung ist es, das Kulturerbe an obstgenetischen Ressourcen 
in der Region Mittelthüringen zu erhalten. Dafür wird seit 2005 durch den 
Zweckbetrieb des Vereins eine Baumschule betrieben. Dort werden Unter-
lagen mit Edelreisern der im Gebiet vorhandenen Sorten und Varietäten 
veredelt und aufgezogen. Es wird auch ein wichtiger Beitrag zum Aufbau 
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vergleichsweise einfachen, einjährigen Arten wie etwa der Tomate zu be-
ginnen. Wer auf Nummer Sicher gehen will, sollte einen Kurs zur Saatgut-
vermehrung besuchen. Vereine wie „Arche Noah“ „Dreschflegel“ oder der 
„Verein zur Erhaltung der Nutzpflanzenvielfalt (VEN)“ bieten solche Kurse 
regelmäßig an. 

Der Verein „VEN“ hat außerdem einen Katalog erstellt, der Anbieterinnen 
und Anbieter samenfesten Saatguts aufführt – speziell für alte Sorten, die 
aus dem Handel verschwunden sind.

www.nutzpflanzenvielfalt.de/saatgutliste/start
16. März 2016

Gartentipp
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Umweltpreis des Ökumenischen Rates für unsere Gemeinde
von Dr. Henning Schröder

Wir können uns freuen über eine große Anerkennung, insbesondere für 
das Umweltteam unserer Gemeinde: am 1. Oktober wurde in Fürstenberg 
der 17. Umweltpreis des Ökumenischen Rates Berlin-Brandenburg vergeben 
und unsere Gemeinde hat den 1. Preis von drei vergebenen, dotiert mit 1000 
Euro, erhalten. Eine große Gruppe aus unserer Gemeinde war angereist, um 
an einem sehr schönen ökumenischen Gottesdienst zum „Tag der Schöp-
fung“ teilzunehmen, den Preis entgegenzunehmen und hinterher noch zu 
einem Erfahrungsaustauch und einem Glas Wein zusammen zu sein mit den 
anderen Preisträgern und Aktiven aus Fürstenberg.

Im Text der Urkunde steht 
unter anderem: „Die Jury 
zeigt sich besonders über-
zeugt von der zielgerich-
teten Vorgehensweise des 
Umweltteams, der gut 
organisierten Kommuni-
kation in der Gemeinde 
und darüber hinaus. Die 
Gemeinde zeigt damit be-
spielhaft, wie für die Be-
wahrung der Schöpfung aktiv Zeichen gesetzt werden können, damit ein 
zukunftsfähiges, schöpfungsgerechtes Leben möglich wird. Wir ermuti-
gen mit dem Ökumenischen Umweltpreis die Gemeinde, diesen Weg mit 
großem Einsatz fortzusetzen.“

Aber was haben wir eigentlich gemacht? Wir sollten Selbstverständliches 
gemacht haben und bekamen dafür den ersten Preis! Wir haben nichts Neu-
es ausgedacht, noch nicht, das wird noch kommen, wenn wir als Gemeinde 
unterwegs bleiben! Wir haben aber unsere Verantwortung für die Bewah-
rung der Schöpfung erkannt und wir haben einen guten und auch ganzheit-
lichen Plan erarbeitet und auch gut organisiert einiges bereits umgesetzt: 
Wir werden die Auditierung noch in diesem Jahr erreichen und fühlen uns 
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von Biotopverbunden geleistet, da die Bäume Nahrung und Deckung bieten. 
Vielen Tierarten wird es auf diese Weise ermöglicht zu wandern und andere 
Biotope zu erreichen. Die Bäume werden aus der eigenen Baumschule, die 
speziell für den Erhalt der regionalen Sorten aufgebaut wurde, bezogen. Die 
Sorten sind optimal an den Standort angepasst. Im Trägerverbund arbeiten 
die Gemeinde Drei Gleichen, der Ev. Kirchgemeindeverband Pfarramt See-
bergen und der Deutscher Pomologenverein & Dachverband Kulturpflan-
zen- und Nutztiervielfalt e.V. zusammen. Die Umweltarbeit der Evangeli-
schen Kirche in Mitteldeutschland unterstützt das Projekt.

LebensGut-Cobstädt e.V.
Schulplatz 8 | 99869 Drei Gleichen OT Cobstädt
Thomas Penndorf E-Mail: eine-neue-erde@gmx.de
www.lebensgut-cobstaedt.de/pages/de/thueringer-obstraritaetenpfad.php

Dr. Hans-Joachim Döring Umweltbeauftragter der EKM 
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Achtsam Leben
Anhaltischer Umweltpreis 2016

Viele Menschen in unseren Kirchengemeinden und kirchlichen Einrichtun-
gen, auch in Schulen und Kindergärten, bemühen sich, in ihrem konkreten 
Umfeld Umwelt und Mitwelt zu schützen. So werden Gebäude energieeffizient 
saniert, Gärten und Friedhöfe naturnah gestaltet, Nistmöglichkeiten für Vö-
gel und Fledermäuse erhalten oder neu geschaffen, Umweltmanagementsys-
teme eingerichtet, Schöpfungsgottesdienste gehalten und Vieles mehr. 
Oftmals sind es ganz praktische Gründe, Umweltarbeit mit bestehenden He-
rausforderungen zu verknüpfen, sei es, dass Bauarbeiten anstehen, dass zu 
große Friedhöfe einen enormen Pflegeaufwand bedeuten, oder auch, das 
Gebäude zu wenig genutzt werden. Wenn in den Gemeinden solche oder 
andere Aufgaben offen diskutiert und dann angegangen werden, gibt es oft  
kreative Lösungen und neue Ansätze.
Um solches Engagement zu würdigen, lobt die Evangelische Landeskirche 
Anhalts jährlich den Umweltpreis „Achtsam leben“ aus. Bewerben können 
sich alle Initiativen und Projekte aus dem Gebiet Evangelischen Kirche An-
halts bis zum 05. August 2016. 
Die Preisverleihung findet am 25. September 2016 beim Sieger des Umwelt-
preises 2015, der Martinsgemeinde in Bernburg statt.

Teilnahmebedingungen, Information und Kontakt:
Umweltbeauftragte Siegrun Höhne
Fon (03491) 4988-33
siegrun.hoehne@kircheanhalt.de | www.kircheanhalt.de 

Den Anhaltischen Umweltpreis 2015 ge-
wannen die „Bienenkinder“ der gleich-
namigen Hort-Arbeitsgemeinschaft der 
Martinsgemeinde Bernburg.
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gut vorbereitet für die Verstetigung, die nun lebendig gestaltet werden muss 
- denn jetzt ist ja erst einmal nur das Umweltmanagementsystem etabliert 
und der Plan für die kommenden Jahre ausgearbeitet. Dieses enthält am-
bitionierte Ideen in den Bereichen Energie, Mobilität und Naturerhaltung. 
Das Umweltteam freut sich über jede und jeden von ihnen, der zu uns kom-
men und mit uns zusammen das eine oder andere Projekt gestalten möchte. 
Schreiben sie uns gerne eine E-Mail, um den Termin des nächsten Treffens 
zu erfahren.

Dr. Henning Schröder
gkr-vorsitz@kirche-kaulsdorf.de
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5. Fachtag „Lebendige Friedhöfe“  auf Gut Zichtau, Altmark
Dienstag, den 14. Juni 2016,  10.30 Uhr bis ca. 15.00 Uhr

Veranstalter: Umweltbeauftragter der EKM Dr. Hans-Joachim Döring in 
Kooperation mit der Gartenakademie Sachsen-Anhalt und dem Kirchen-
kreis Salzwedel
Ort: Gut Zichtau, 39638 Gardelegen 

Es wird nicht nur zu wenig getauft, es wird auch zu wenig gestorben bzw. 
christlich bestattet. Unsere Friedhöfe stehen unter vielfältigem Druck: von 
der Bestattungskultur, die sich rasant ändert über das Schrumpfen vieler  
Gemeinden bis zur Frage: Können wir uns das noch leisten? Dabei gehört 
der Friedhof zu uns wie die Kirche ins Dorf. Anders als Kirchen haben 
Friedhöfe keine Lobby. Der Friedhof stirbt, sagen die einen. Der Friedhof 
wird immer lebendiger und wertvoller sagen die anderen. Sein oder wach-
sen lassen, das ist hier die Frage. 
Unsere Friedhöfe wie die Freiflächen sind Schätze. Schätzen müssen erhalten 
werden. Möglichst ökonomisch, sprich mit geringerem Pflegeaufwand und 
möglichst ökologisch, damit Friedhöfe Ruhepunkte für Menschen und ihre 
Hinterbliebenen wie Lebenspunkte für Pflanzen und Tiere sein können. 
Zu Vorträgen und Fachaustausch (einschl. Exkursion) wird herzlich eingela-
den. Vorgestellt und diskutiert werden Beispiele der Umgestaltung zu „leben-
digen Friedhöfe“ aus der Altmark und aus Mitteldeutschland. Eine Info-Börse 
ist vorgesehen. Wer spezielle Vorhaben, Projekte oder Ideen in der Praxisrun-
de vorstellen möchte, teile dies bitte Frau Hensch mit.

Das Programm finden Sie ab 20. April unter 
ww.oekumenezentrum-ekm.de/entwicklung-umwelt/.

Ein Teilnehmerbeitrag wird nicht erhoben.
Ab Bahnhof Gardelegen, kann ein Zubringer organisiert werden.
Preis: ca. 3 € pro Person.  
Anmeldungen bitte bis spätestens 1. Juni  2016 unter Mail: 
kerstin.hensch@ekmd.de oder unter Fon: (0391) 5346-391.

Rezension I

Aribert Rothe
Die Ökologiebewegung im kirchlichen Freiraum der DDR
von Dr. Hans-Peter Gensichen

Im zweiten und dritten Drittel dieser schmalen Broschüre stellt Rothe die 
Arbeit der „Erfurter Umweltgruppe in der Oase“ sowie die des „Evangeli-
schen Einkehrhauses Bischofrod“ dar. Man erfährt viel Wissenswertes, teils 
Detailliertes.

Das Einkehrhaus wurde zu DDR-Zeiten von vier Personen geführt und bot 
Tagungen und Einkehrtage (mit Übernachtungen in B.) an. Ohne je unpo-
litisch zu sein, setzten die Bischofroder den Akzent auf Spiritualität und 
Lebensweise. Viele Umwelt- und Friedensgruppen zehrten von den Erleb-
nissen und Erfahrungen im Einkehrhaus; zugleich haben dessen Mitarbeiter 
kraftaufwendig den Suhler Ökumenischen Umweltkreis unterstützt. – Was 
man im Buch nicht erfährt: Das Einkehrhaus arbeitete seit 1990 nur noch 
mit zwei Mitarbeitern; Ende 2015 wurde es ganz geschlossen.

Während Rothe das Einkehrhaus Bischofrod auf acht Seiten darstellt, 
braucht er für die von ihm geleitete Erfurter Umweltgruppe mehr als 30 
Seiten. Diese Gruppe veranstaltete für Jugendliche und junge Erwachsene 
und mit ihnen thematische Abende, bildete Arbeitsgruppen, machte Ar-
beitseinsätze, stellte Wanderausstellungen zum Thema „Wasser“ und „Luft“ 
zusammen und wirkte beim Thüringer Evangelischen Kirchentag 1988 mit. 
Rothe deutet Rivalitäten zwischen der „Umweltgruppe in der Oase“ und der 
„Offenen Arbeit Erfurt“ an, ohne aber Näheres mitzuteilen.

Das erste Drittel des Buches enthält ganz knapp DDR-weites zu „Umwelt-
bewegung und Kirche“, „Umweltschutz als Tabu“ „Schöpfungstheologie als 
Motivation“; dann aber auch Mitteilungen über Entstehen (1987) und Ver-
gehen (1988) eines thüringischen  „Öko-Rundbriefs“ mit rotierender Heraus-
geberschaft. Diesem folgte Anfang 1989 die „Plattform“; sie hielt ebenfalls 
nicht lange durch. 

Die Rolle des Kirchlichen Forschungsheimes wird in R.s Broschüre teilweise 
als negativ dargestellt; so wird etwa das Angebot des KFH vom Sommer 
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1985, die in Leipzig entstandenen „Anstösse“, ein Info-Blatt speziell für 
Umweltgruppen, als Teil der Forschungsheim-Zeitschrift BRIEFE zu ver-
schicken, als Ablehnung interpretiert. Es war aber keine.

Der Titel der Broschüre stimmt irgendwie nicht: Zum einen geht es bei Rothe 
weniger um die DDR, sondern um Thüringen, zum anderen könnte gut und 
korrekt der Terminus „Bewahrung der Schöpfung“ auf dem Umschlag vor-
kommen. Konnte R. sich da nicht durchsetzen gegen die Herausgeber aus der 
Landeszentrale für politische Bildung in Erfurt? Es gibt ja inzwischen – in Ost 
und West – den Trend, das Religiöse nicht oder (wie beim „Wort zum Sonntag“ 
in der ARD) nur noch kurz vor der Einschlaf-Zeit vorkommen zu lassen.

Schließlich: Die Broschüre enthält insgesamt 13 Seiten Stasi-Originaltext. 
„Ehre, wem Ehre gebührt.“ Also nicht der Stasi. Gut, man kann aus deren 
Schmieragen etwa das eine und andere Datum oder auch diesen und jenen 
Namen entnehmen. Aber 13 Prozent des gesamten Büchleins MfS im Ori-
ginalton? Besser hätte der Autor diese Seiten füllen können mit eigenen 
Darstellungen der Umweltarbeit in thüringischen Kirchengemeinden, etwa 
in Jena oder Eisenach.

Erfurt, Landeszentrale für politische Bildung Thüringen
100 S., 2015

Zeichnungen der Gezeichneten
von Christoph Kuhn

Trotz großen Widerstands in der Bevölkerung gegen die Nutzung der Kern-
energie wird vier Jahre nach dem GAU im Atomkraftwerk von Fukushima 
wieder ein japanischer Kernreaktor in Betrieb genommen.

Doch um die verhängnisvolle Allianz von Wirtschaft und Politik oder um 
den Atomunfall geht es in dem Roman nicht in erster Linie. „ … sehen kann 
man nichts, riechen kann man nichts, es ist so kompliziert, dass man es 
einfach vergessen muss. Man kann es leichter vergessen, wenn man die 
Grenzwerte erhöht …“ Erdreich wird abgetragen, Häuser werden gewaschen. 
Felder sind versalzen, Fische vergiftet. Die Aussicht aufs Meer taugt nicht 
mehr für Ansichtskartenbilder, „die Wörter Haus oder Meer oder Boden ha-
ben ihre Bedeutung verändert.“ 

Im Blickpunkt steht der Tsunami, der den GAU auslöste, stehen die sichtbaren 
Zerstörungen durch die Naturkatstrophe. Fotos der vielen Opfer kann man 
„keinem der Hinterbliebenen zumuten“ zur Identifizierung. Und so rekonst-
ruiert ein Phantombildzeichner die Gesichter der namenlos Aufgefundenen; 
er zeichnet ihre Gesichter ohne die entsetzlichen Entstellungen. Seine künst-
lerische Fertigkeit verbindet er mit anatomischer Kenntnis – Wissen um Kno-
chen, Muskeln und Haut. Nur nackte Schädel gleichen einander. 

Skrupel befallen den Zeichner bei der Darstellung des Gesichtsausdrucks 
oft: darf er ein Lächeln, Lachfalten andeuten? „Strich um Strich“, gegen 
Zerstörung und Auflösung, eignet er sich die Gesichter an – eine Art „Zu-
rückerschaffung ist das, eine „erzählbare Vergangenheit“. Die Toten sind 
nicht mehr Nummern, sie bekommen ihre Namen zurück, „damit sie beer-
digt werden können, damit alle Frieden finden“, erklärt er seiner Frau, die 
skeptisch auf diese Arbeit blickt und die sich davor fürchtet, „dass er eines 
Tages das Gesicht ihres Vaters zeichnen könnte.“

Es bleibt nicht aus, dass der Zeichner Angehörige erkennt. Es passiert, dass 
eine Frau von ihm verlangt, nach einem Foto ihren verschwundenen Bru-
der, der aber noch nicht gefunden wurde, zu zeichnen – damit das Warten 

Rezension II
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der Familie auf Klarheit um sein Schicksal ein Ende hat.

Die Autorin hat ein spektakuläres Thema, erzählt aber unspektakulär. In 
fast lyrischer Prosa, leise und mit langem Atem, erzählt sie aus der Perspek-
tive des Zeichners, der sich Gedanken macht über das Leben der Leute, die 
er zeichnet, der im inneren Dialog mit seiner Frau ist.

Ob es einen solchen Phantombildzeichner in der Realität gibt oder gegeben 
hat, wo doch die Rekonstruktionen per Computer denkbar sind – diese Frage 
stellt sich kaum bei der Lektüre. 

Beispielhaft ist, wie hier Literatur eigene Bedeutung schafft – jenseits sich 
endlos wiederholender Fernsehbilder, die von dem schrecklichen Unglück 
allgemein bekannt sind.

Nina Jäckle: Der lange Atem
Roman

Verlag Klöpfer&Meyer
171 Seiten
19,00 EURO

ISBN 978-3-86351-077-0

Rezension II

Globalisierung, Freihandel, Umweltschutz – im Kontext von TTIP
von Felix Ekardt und Beatrice Garske

Der vorliegende Beitrag behandelt einige Grundprobleme der Freihandels-
debatte und speziell ihr Verhältnis zum Umweltschutz. Er liefert damit ei-
nen Einstieg in diesen Band, der im Gefolge einer Tagung im April 2015 
zu Freihandel und dem geplanten transatlantischen Freihandelsabkommen 
zwischen der EU und den USA (Transatlantic Trade and Investment Partner-
ship, TTIP) entstand. Während der Freihandel zunächst einmal eine Reihe 
von Chancen, etwa für die Verbreitung von Wohlstand, Demokratie und 
die menschenrechtlich garantierten Freiheitsvoraussetzungen bergen dürf-
te, fordert er die Politik gleichzeitig umfassend heraus, u.a. weil niedrigere 
(Unternehmens-)Steuern, Sozial- und Umweltstandards in der Regel nied-
rigere Produktionskosten und damit Wettbewerbsvorteile bedeuten können, 
was eine rein nationalstaatliche Sozial- und Umweltpolitik faktisch er-
schwert und nach einer globalen Einrahmung des Freihandels verlangt. Wie 
diese aussehen könnte, ohne die Fehler etwa bisheriger Umweltpolitik zu 
wiederholen (und wie dabei z.B. Klimaschutz und Armutsbekämpfung ad-
äquat verknüpft werden könnten), ist eine wichtige Frage. Die Kritik an der 
ökonomischen Globalisierung als solche schießt jedenfalls teilweise über 
das Ziel hinaus.
 
1. Grundlagen: Globalisierung und Freihandel
Die Globalisierung als eine bestimmende politisch-wirtschaftliche Grund-
tendenz unserer Zeit bezeichnet im Kern ein System des weltweiten Frei-
handels, wobei allerdings auch andere Tendenzen wie etwa der immer stär-
kere informationelle und kulturelle Austausch hierunter gefasst werden 
können.  1 Der vorliegende Beitrag behandelt einige Grundlagen der Freihan-
delsdebatte und speziell ihr Verhältnis zum Umweltschutz. Er liefert damit 
einen Einstieg in diesen Band, der im Gefolge einer Tagung im April 2015 
von Evangelischer Akademie Hofgeismar und Forschungsstelle Nachhaltig-
keit und Klimapolitik entstanden ist, die von Herwig Unnerstall und Felix 
Ekardt geleitet wurde. Der Band versammelt dabei bewusst durchaus ver-

1  Vgl. zum Thema des vorliegenden Beitrags bereits Ekardt/Meyer-Mews/Schmeichel/Steffen-
hagen 2009.
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globale Wohlstandssicherung respektive für den Schutz von auch men-
schenrechtlich garantierten Freiheitsvoraussetzungen, ggf. auch für einen 
sanften Export von Freiheit und Demokratie in Gesellschaften, in denen 
sich diese bisher nicht oder nicht voll etablieren konnten.  3 Denn Kapita-
lismus, so kurz gesagt die durchaus überzeugende Argumentation weiter, 
braucht Rechtssicherheit, freie Ideen und Innovationen und verknüpft sich 
deshalb gern mit freiheitlichen Ordnungen, ebenso wie Markt und Wettbe-
werb im Grundsatz relativ gut zu freiheitlich-demokratischen Grundprin-
zipien passen.

Freilich bedarf der dem Freihandel eingeschriebene Wettbewerbsmecha-
nismus schon dafür, um überhaupt zustande zu kommen, rechtlicher Ein-
hegungen, und zwar aller Wahrscheinlichkeit nach auch solcher, die über 
basale Regeln wie die Sanktionierung von Eigentumsdelikten oder von Kar-
tellbildung hinausgehen. Viel mehr noch ist der Staat mit wachsender Be-
teiligung an den Weltmärkten auch zunehmend dafür verantwortlich, ein 
Sicherheitsnetz bereitzustellen, um seine Bürger/innen vor den sozialen Ri-
siken, die der ausgeprägte Außenhandel mit sich bringt, zu schützen, etwa 
mithilfe entsprechender Sozialleistungen oder vielleicht auch durch einen 
wachsenden öffentlichen Sektor.  4

In noch einmal besonderer Weise fordert der globalisierte Freihandel die 
Politik umfassend heraus. Denn da niedrigere (Unternehmens-)Steuern, So-
zial- und Umweltstandards in der Regel niedrigere Produktionskosten und 
damit Wettbewerbsvorteile bedeuten, haben Staaten durch den Freihandel, 
selbst wenn sie grundsätzlich die Einsicht in die nötige Regulierung freier 
Märkte befolgen wollten, potenziell das Problem, dass sie unter dem Frei-
handelsdruck genau jene Gestaltungsoptionen hinsichtlich ihrer Steuer-, 
Sozial- und Umweltpolitik teilweise verlieren. Das Ergebnis ist mit einiger 
Wahrscheinlichkeit ein globales Streben nach niedrigeren Kostenbelastun-
gen für die Unternehmen im Steuer-, Sozial- und Umweltbereich – eine 
Haupttriebfeder aktueller politischer Kontroversen. Bekanntermaßen war 
dies gerade eines der Argumente (neben anderen) für einen globalen Ansatz 
in der Klima- und Ressourcenpolitik. Doch setzen die WTO-Regeln (und 

3  Zu einem Teil der Wirkungen der Globalisierung auf die Demokratie auch Helms 2007, S. 1119 ff.
4  Vgl. Rodrik 2011, S. 42 ff., aufbauend auf Cameron 1978.

schiedene Sichtweisen zu politischen, rechtlichen und ökonomischen Fra-
gen im hier behandelten Themenkreis.

Die ökonomische Globalisierung hat zwar im Transportkosten- und Infor-
mationstechnologiebereich auch technische Ursachen. Im Kern entsteht sie 
jedoch nicht naturwüchsig, sondern durch politische Entscheidungen für 
den Freihandel. Die EU und ihre Vorläuferorganisationen waren hier der 
Vorreiter. Spätestens mit der Gründung der WTO, der Welthandelsorganisa-
tion der Nationalstaaten, ist sodann auch international ein komplexes Ge-
flecht globaler und bilateraler Liberalisierungsabkommen entstanden, deren 
gemeinsame Intention ein möglichst freier Welthandel mit Produkten und 
Dienstleistungen ist. 

Die WTO als das institutionelle Gerüst zahlreicher internationaler Wirt-
schafts- und Handelsverträge gründete sich im Jahr 1994 nach langjähri-
gen Verhandlungen auf der Basis des bereits 1947 abgeschlossenen Gene-
ral Agreements on Tariffs and Trade (GATT). Dieses allgemeine Regularium 
über die Behinderung des globalen Warenverkehrs durch Zölle u.ä. gilt als 
wichtigstes Abkommen im Rahmen der WTO. Im Kern handelt es sich heute 
also um einige multilaterale Abkommen von drei Vierteln der Staaten der 
Welt, ergänzt durch eine große Vielzahl bi- und plurilateraler Verträge (Art. 
II WTO-Rahmenübereinkommen), Anders als sonst meist bei völkerrecht-
lichen Vertragswerken ist die WTO formal mit Ministerkonferenz, Allge-
meinem Rat, Sekretariat und gerichtsartigen Streitbeilegungsorganen stark 
institutionalisiert unter Einschluss von Gewaltenteilungsansätzen (Art. III 
WTO-Rahmenübereinkommen), wobei sogar ein relativ förmliches Recht-
setzungsverfahren und Mehrheitsentscheidungen vorgesehen sind (Art. IX 
und X WTO-Rahmenübereinkommen).  2

Der – grenzüberschreitende – Freihandel birgt, so wird vielfach vertreten, 
im Wege der internationalen Arbeitsteilung erhebliche Chancen für eine 

2  Bei Verstoß eines Mitgliedstaates gegen die abgeschlossenen Verträge durch eine staatliche 
Maßnahme, die das WTO-Recht verletzt, kann ein anderer Staat bei dem Dispute Settlement 
Body (DSB), dem Streitschlichtungsorgan der WTO, Beschwerde gegen den Verletzer einlegen. 
In einem sogenannten Panel wird die Streitfrage dann anhand der WTO-Verträge entschieden. 
Die unterlegene Partei hat die Möglichkeit, gegen das Urteil Berufung beim Appellate Body ein-
zulegen.
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Vielfachen eines dauerhaft und weltweit verträglichen Emissionsniveaus 
von knapp unter zwei Tonnen Treibhausgasen pro Mensch und Jahr. Hin-
zu kommt, dass – nicht nur die deutsche – Treibhausgasbilanzentwicklung 
seit 1990 dadurch schöngerechnet wurde, dass Einsparungen, die durch die 
Verlagerung emissionsintensiver Produktion ins Ausland bzw. durch den 
Zusammenbruch der DDR-Industrie erreicht wurden, als Reduktionserfolge 
verbucht wurden. 

Gleichzeitig ist die ökonomische Beurteilung des Freihandels selbst nicht 
ganz frei von Ambivalenzen. Sicherlich war bis dato die Globalisierung für 
die Bewohner westlicher Staaten in der Summe von Vorteil, jedenfalls bei 
primär wirtschaftlich-sozialer Betrachtung. Es sind viele Arbeitsplätze im 
Export entstanden, und durch den wachsenden Gesamtwohlstand konn-
ten auch Globalisierungsverlierer z.B. aus einfachen Fertigungstätigkeiten 
„finanziell entschädigt“ werden, in letzter Instanz durch Sozialleistungen. 
Nunmehr, mit immer mehr konkurrenzfähigen Ländern etwa des globalen 
Südens stellt die Entwicklung jedoch möglicherweise die gewachsene Sozi-
alstaatlichkeit und mehr noch die Umwelt-, Klima- und Ressourcenpolitik, 
so ihre globale Verankerung nicht gelingen sollte, vor gravierende Probleme. 
Konnten die Nationalstaaten im 20. Jahrhundert durch soziale Ausgleichs-
maßnahmen den Kapitalismus für die breiten Massen lebenswert machen, 
so könnte ihnen dieser Weg nun durch einen drohenden globalen Wettlauf 
um die „preisgünstigsten“ Standards verstellt sein. Und eine globale (Sozi-
al-)Politikebene gibt es bisher allenfalls in eher unverbindlichen Ansätzen. 
Natürlich ist die Globalisierung nicht gänzlich die einzige Ursache dafür, 
dass Steuer- und Sozialkassen in westlichen Ländern immer mehr unter 
Druck geraten und in einer Verschuldungsspirale zu landen drohen. Der Ar-
beitsmarkt wird nicht nur durch die Globalisierung geprägt, sondern auch 
durch den demographischen Wandel, durch die (begrüßenswerterweise) zu-
nehmende Frauenerwerbstätigkeit und die anhaltende technische Rationa-
lisierung. Speziell Deutschland war nicht nur langjähriger Exportweltmeis-
ter, sondern ist auch Rationalisierungsweltmeister. Wahrscheinlich stellt 
sich das Wettstreitproblem zwischen den Staaten in der Umwelt- wie auch 
allgemein in der Sozial- und Steuerpolitik nur dann, wenn die Gesamtpro-
duktionskosten wirklich differieren – wenn also höhere umwelt- und sozial-
politische Kosten beispielsweise in Deutschland nicht durch qualifiziertere 
Arbeiter ausgeglichen werden. Doch die seit einiger Zeit stark öffentlich 

die globalen Kapitalmarktregeln) auf ein durchaus reguliertes, in zentraler 
Hinsicht aber auch „freies Spiel der Kräfte“ zwischen Staaten als „Standor-
ten“ im Sinne eines weltweiten Wettbewerbs um Unternehmensansiedlun-
gen und Kapital.

2. Freihandel, Umweltschutz und die Frage nach ökonomischen Gewinnern 
und Verlierern
Der beschriebene Freihandelsansatz droht zu einem Dumpingwettlauf der 
Staaten um (vordergründig) kostengünstige Produktionsbedingungen in 
Gestalt von niedrigen Unternehmenssteuern, Sozial- und Umweltstandards 
sowie wenig Kapitalmarktbeschränkungen zu führen.  5 Statt jenes fakti-
schen Drucks kann es natürlich auch dazu kommen, dass explizit – und just 
dies wird bei TTIP befürchtet – Freihandelszonen um den Preis gemein-
samer, aber wenig ambitionierter Standards in den genannten Bereichen 
vereinbart werden.

Und selbst wenn eine Einigung auf hohe Sozial- und Umweltstandards im 
Rahmen von TTIP erzielt werden könnte, darf nicht außer Acht gelassen 
werden, dass auch Transporte als solche ökologisch relevant sind und eine 
Erhöhung des Güterhandels zwischen beiden Wirtschaftsräumen eine Er-
höhung der transportbedingten Treibhausgasemissionen nahelegt (zu den 
Effekten der Handelssteigerung ausführlicher der Beitrag von Gerstetter in 
diesem Band). Dass dieser Effekt durch den Handel mit besonders umwelt-
freundlichen, „grünen“ Gütern abgeschwächt werden könnte, bleibt mindes-
tens hinterfragbar, ebenso wie die Annahme, dass die Lösung des Umwelt-, 
Ressourcen- und Klimaproblems in Ausmaß und Beschaffenheit in einem 
grünen Wachstum liegt.  6 Dies alles gilt erst recht vor dem Hintergrund, dass 
die EU (ebenso wenig wie die USA) keinesfalls ein Umwelt- und namentlich 
Klimavorreiter ist. Trotz scheinbar ambitionierter Ziele, vielfacher Willens-
bekundungen und großer Mengen an Gesetzgebungsakten zur Energiewen-
de verweilen die Pro-Kopf-Emissionen beispielsweise in Deutschland, der 
größten Volkswirtschaft innerhalb der EU, nach wie vor etwa bei einem 

5  Vgl. Rodrik 2011, S. 15 f. und 248 ff.; Radermacher/Beyers 2011, S. 310 ff.; vgl. auch Krieger 2008, 
S. 315 und 318 ff. Empirisch ist dieser insofern eher schwer zu beschreiben, als auch ein schlichtes 
Unterlassen zusätzlicher Regulierung ein wesentlicher Effekt sein kann; vgl. Ekardt/Meyer-Mews/
Schmeichel/Steffenhagen 2009.
6  Zur Kritik der grünen Ökonomie siehe Fatheuer/Fuhr/Unmüßig 2015.



BRIEFE – Zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde, Nr. 118, 1|2016 	 Themenseiten
	 7 von 20

TTIP. Eine Gefahr für Umwelt und Demokratie?

Themenseiten	 BRIEFE – Zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde, Nr. 118, 1|2016
6 von 20	

TTIP. Eine Gefahr für Umwelt und Demokratie?

wenig vorangekommen. Würde man, wie andernorts vorgeschlagen  11, etwa 
die genuin umweltvölkerrechtliche Regulierung im Sinne anspruchsvoller 
Ziele und einer konsequenteren Bepreisung von Ressourcen und/oder Sen-
ken weiterentwickeln, ggf. unter Nutzung der Erträge zu Zwecken des sozi-
alen Ausgleichs, würde sich die Rolle der WTO ggf. deutlich anders darstel-
len. Doch eine solche Regulierung ist nicht in Sicht.

Das Thema einer global gedachten Umwelt-, Klima- und Ressourcenpolitik 
wie auch Sozialpolitik korrespondiert ergo mit der Frage nach einer poli-
tischen Einrahmung des globalen freien Spiels der Kräfte. Über einzelne 
einseitige Handelsbeschränkungen ist, solange eine globale Nachhaltig-
keits-Mengensteuerung noch nicht existiert, den genannten Problemlagen 
dagegen tendenziell nur bedingt beizukommen, und zwar selbst dann, wenn 
solche einseitigen Beschränkungen wie im Falle von Border Adjustments 
rechtlich durchaus zulässig sein können  12 (zum Thema Grenzausgleichszöl-
le der Beitrag von Becker/Will in diesem Band). Dass solche Beschränkun-
gen vielleicht gar nicht erstrebenswert sind, gilt zunächst aus Sicht der 
Entwicklungsländer, da diese ja gerade am internationalen Markt partizi-
pieren wollen (wenngleich etwa im 19. Jahrhundert zeitweise Handelsbe-
schränkungen auch als Mittel bekannt waren, den Aufbau einer eigenen 
Industrie zu ermöglichen  13). Doch auch den Industriestaaten helfen einsei-
tige Handelsbeschränkungen nur bedingt auf dem Weg zur Nachhaltigkeit. 
Denn wenn z.B. die EU die USA durch Handelsbeschränkungen zu nach-
haltigkeitspolitischen Maßnahmen zwingt, bleiben die exportorientierten 
europäischen Staaten gleichwohl partiell im Wettbewerb um die niedrigs-
ten Standards gefangen. Wenn etwa US-Unternehmen auf die europäischen 
Handelsbeschränkungen hin ihre Waren ggf. in andere Länder exportieren, 
z.B. nach Afrika (wenngleich es US-Unternehmen u.U. nicht leicht fiele, auf 
ihren EU-Marktanteil zu verzichten), dann verlieren die EU-Unternehmen 
gleichwohl in Afrika ihre Marktanteile, wenn sie die europäischen Regie-
rungen nicht zu niedrigeren (oft kostensparenderen) Umweltstandards über-
reden. Die nachhaltigkeitsbezogene Wirkung der WTO liegt also zwar auch 
in den Zulassungsregeln für nationale Handelsbeschränkungen, aber mehr 

11  Näher etwa Ekardt 2014.
12  Vgl. Ekardt 2016, § 7 C.
13  Vgl. Rodrik 2011, S. 19 ff. und S. 59 (mit vielen historischen Beispielen).

wahrgenommenen PISA-Studien deuten trotz aller methodischer Fragwür-
digkeit schon heute an, dass ein Land wie Deutschland auf Dauer in der Tat 
keine besseren Arbeitsergebnisse (und keinen höheren Bildungsstand) als 
Länder wie Südkorea, China, Indien oder Indonesien haben wird.  7

Die Teilnahme am globalen Freihandel steht indes nicht mehr im Belieben 
nationaler Politik; die Teilnahme wird vielmehr vorgegeben durch völker-
rechtliche Regelungen (wie dem GATT) unter dem Dach der WTO. Natio-
nalstaatliche Politik gerät dadurch zunehmend unter Druck. Zwar hat die 
nationale und europäische Politik rechtlich – grundsätzlich – auch wei-
terhin die Befugnis, Umwelt- und auch Sozialpolitik zu betreiben. Doch 
drohen wie zuvor geschildert globalökonomische Zwänge zu entstehen, die 
faktisch die Ausübung dieser rechtlichen Befugnis jedenfalls nicht gerade 
erleichtern. Das gleiche Problem besteht übrigens potenziell innerhalb der 
EU.  8 Zuweilen wenig bedacht werden bei alledem auch die Auswirkungen 
für die sozial Schwächeren in den Entwicklungsländern und in künftigen 
Generationen, ebenso wie der Umstand, dass bei bereits erreichten hohen 
Freihandelsgraden jene Kollateralschäden immer größer werden in Relati-
on zu – selbst bei optimalen (so eigentlich nie anzutreffenden) Bedingun-
gen – eventuell noch erwartbaren minimalen Gesamtwohlstandsgewinnen 
in den Industriestaaten.  9 Sie werden begünstigt durch mit dem Freihandel 
verknüpfte Probleme wie nicht selten asymmetrisch strukturierte bilaterale 
Handelsverträge, Schuldenspiralen der Staatshaushalte, natürlich aber auch 
durch undemokratische Strukturen, kulturelle und kolonialismusbedingte 
Einflüsse u.a.m.  10

Trotzdem sind in den letzten Jahren die großen Reformversuche der WTO, 
der UN, aber auch der ebenfalls (wenngleich weniger stark) freihandelszen-
trierten EU, die den Freihandel etwa im Sinne einer gemeinsamen Sozial- 
und Umweltpolitik stärker einhegen sollten, gescheitert oder jedenfalls nur 

7  Jene Grenzen vermeintlich fortbestehender Handlungsspielräume werden von den Kritikern 
der Dumpingthese regelmäßig übersehen; siehe nur Rensmann 2011, S. 111.
8  Diese gesamte Problemlage wird weitgehend übergangen bei Giegerich 2010, S. 243 ff.; klarer 
Peters 2010, S. 7 ff.
9  Emmerich-Fritsche 2007, S. 773 ff.; Faden 2007, S. 20 ff.; Rodrik 2011, S. 95; Herrlich 2005, S. 13 ff.
10  Vgl. dazu ausführlich Wuppertal-Institut, 2008, S. 512 ff.; Radermacher/Beyers, 2011, S. 126 ff.; 
zu negativen WTO-Effekten auch Pogge 2007, S. 967 ff.
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globalen Wohlstand erhöht und zudem via Marktwirtschaft auch zum Export 
von Freiheit und Demokratie, wenngleich sehr häufig in ziemlich unbefrie-
digenden Anfängen, beigetragen hat. Zudem ist die Globalisierung kein so 
neues Phänomen; vor 100 Jahren war der Freihandel sogar noch ausgeprägter. 
Damals wie heute hat er aber eben massive, regelungsbedürftige Folgeproble-
me, wovon das Dumpingproblem eines wäre. Diesbezügliche Verbesserungs-
bemühungen sind wie angedeutet bisher aber gescheitert, und eine Reform der 
WTO hin zu mehr Demokratie und Legitimität steht aus (zu Reformvorschlä-
gen siehe der Beitrag von Herrmann-Pillath in diesem Band).  14

Als Ansatzpunkt für die ökologisch-soziale Einrahmung des freien Marktes 
wurden andernorts Konzepte vorgeschlagen.  15 Als – theoretisch – vielverspre-
chender Steuerungsansatz bei Mengenproblemen, wie sie bei nachhaltigkeits-
bezogenen Problemlagen regelmäßig auftreten (da es zu viele Treibhausgase, 
eine zu hohe Ressourceninanspruchnahme etc. gibt), wurden dabei ökonomi-
sche Politikinstrumente auf globaler Ebene oder jedenfalls auf Ebene einer 
Koalition aus EU und weiteren willigen Staaten (in Verbindung mit Gren-
zausgleichsmechanismen gegenüber anderen Staaten) besonders fokussiert. 
Ein sachlich und räumlich breites Ansetzen wurde dabei ebenso wie strenge 
Caps bzw. anspruchsvolle Bepreisungen als wesentlich markiert, ebenso wie 
die fossilen Brennstoffe als für die Lösung verschiedener (!) Umweltprobleme 
besonders tauglicher Ausgangspunkt identifiziert wurden. Nach dem Prinzip 
„Standards gegen Geld“ könnte man die Einnahmen eines solchen Systems 
Entwicklungsländern zuwenden, die die ökologischen Vorgaben des Systems 
akzeptieren und dadurch ggf. in die Lage versetzt werden könnten, Armuts-
bekämpfung mit einem nicht beliebig wachsenden ökologischen Fußabdruck 
zu kombinieren (und mit alledem sowohl einen sozialen als auch einen ökolo-
gischen globalen Dumpingwettlauf zu vermeiden). 

Bei vielen Ökonomen mag dieser Klima- und Ressourcenschonungs-
ansatz hingegen auf Kritik stoßen, da diese die Frage nach dem Sinn 
jedweder handelsbeschränkender Maßnahmen tendenziell negativ be-

14  Zur mangelnden demokratischen Legitimation der WTO sowie der globalen (Finanz-)Märkte 
siehe Rodrik 2011, S. 14.
15  Vgl. Ekardt 2016, § 6 E.; Ekardt 2014, Kap. III; Ekardt/Garske/Stubenrauch/Wieding 2015.

noch darin, dass sie überhaupt einen globalen Wettbewerb schafft, der das 
Dumpingproblem und damit das globale politische Einrahmungserfordernis 
auf die politische Tagesordnung setzt.

3. Kritik an Globalisierung und Freihandel – oder ist die
Globalisierungskritik selbst das Problem?
Aber muss man nicht noch grundlegender ansetzen? Viele verbinden die 
übermäßige Inanspruchnahme der natürlichen Lebensgrundlagen mit dem 
modernen globalisierten Kapitalismus und sehen die WTO hier geradezu als 
Feindbild. Damit setzt sich die Debatte über Wachstum und Wettbewerb als 
eine Debatte über den Freihandel fort. Wenn mit jener Kritik gemeint ist, dass 
eine in hervorgehobenem Maße auf eigennützige Profiterzielung gerichtete 
Wirtschaftsordnung mitursächlich für das Klimaproblem ist, so ist das zwar 
nicht falsch. Allerdings ist der moderne Kapitalismus auch ursächlich für die 
moderne Sozialstaatlichkeit und die Überwindung der Massenarmut in Euro-
pa und Nordamerika (und wesentlichen Teilen Ostasiens), wogegen etwa die 
bisher historisch erlebte Form des Staatssozialismus nur die Umweltschäden, 
nicht aber den allgemeinen Wohlstand mit dem Kapitalismus gemeinsam hat. 
Dennoch: Sollte man nicht zumindest den globalen Freihandel einschränken 
oder gar aufheben? Das ist nicht sinnvoll, weil dann die Vorteile der inter-
nationalen Arbeitsteilung verloren gehen. Besser ist die ökologisch-soziale 
Einrahmung des freien Marktes. Von vornherein wenig Sinn ergäbe also das 
Ansinnen, die Globalisierung – oder am Ende gar den technischen Fortschritt 
– per se zu bekämpfen. Man weiß nicht einmal recht, was dies letztlich be-
deuten soll: Dass man nur noch regionales Essen zu sich nehmen soll? Dass 
die gesamte Freizeitelektronik dort abgeschafft wird, wo die dazu nötigen 
Rohstoffe nicht vorhanden sind? Dass Urlaubsreisen in fremde Länder per se 
verboten werden? All dies erscheint wenig naheliegend und wenig passend zu 
einer freiheitlichen Ordnung – und mit alledem sind notwendigerweise auch 
globalisierte wirtschaftliche Transaktionen verbunden, die man folgerichtig 
nicht einfach pauschal ablehnen sollte.

Eine Maximierung der Freiheit legt daher prima facie offene Grenzen nahe, 
und zwar im Grundsatz auch für materielle Produkte und Dienstleistungen. 
Und die Kombination von Freihandel, drastisch gesunkenen Transportkosten 
und Informationstechnologie hat in den letzten Jahren und Jahrzehnten eine 
internationale Arbeitsteilung entstehen lassen, die absolut gesehen (!) den 



BRIEFE – Zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde, Nr. 118, 1|2016 	 Themenseiten
	 11 von 20

TTIP. Eine Gefahr für Umwelt und Demokratie?

Themenseiten	 BRIEFE – Zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde, Nr. 118, 1|2016
10 von 20	

TTIP. Eine Gefahr für Umwelt und Demokratie?

auf die generellen Erkenntnisse dazu zu verweisen, inwieweit der rei-
ne freie Wettbewerb zur Lösung von Nachhaltigkeitsproblemen (nicht) 
taugt: Problemlagen und Güter, die sich wie das Globalklima nicht in 
einem Marktpreis niederschlagen, werden am freien Markt vielmehr 
tendenziell ignoriert. Zudem steigen z.B. die Transportemissionen und 
die Imitation des westlichen, gerade nicht nachhaltigen Lebensstils in-
folge offener Märkte potenziell; und es ist mehr als zweifelhaft, ob 
der Technologieverbreitungseffekt offener Märkte  20 jene Effekte auch 
nur annähernd kompensieren kann. Diese vermeintlich externen Kos-
ten können dabei im Falle des Klimawandels allerdings eines Tages zu 
wirklich drastischen ökonomischen Kosten werden, verbunden mit ge-
waltsamen Ressourcenkonf likten, existenziellen Bedrohungen usw. Es 
ist also gerade nicht so, dass wirtschaftliche Entwicklung automatisch 
allen zugute kommt – und es ist auch nicht so, dass Umweltschutz ein-
fach per se in einem Gegensatz zu wirtschaftlichen Belangen steht.

Ferner ist die Vorstellung ewigen Wachstums, der die neoklassische Ökono-
mik traditionell folgt, mit erheblicher Wahrscheinlichkeit nicht auf Dauer 
haltbar.  21 Dies gilt weniger aufgrund der – uneindeutigen – Debatte darüber, 
ob Wachstum oberhalb irgendeines bestimmten Einkommensniveaus Men-
schen noch glücklicher macht. Das Kernproblem ist vielmehr ökologischer 
Art. Ein rein technischer Umweltschutz ist, da man Technik als Produkt 
und Dienstleistung am Markt verkaufen kann, zwar mit Wachstum grund-
sätzlich gut vereinbar. Wenn indes Suffizienz (also Verhaltensänderungen, 
die bestimmte mit Energie- und Ressourcenverbrauch verbundene Tätig-
keit seltener oder weniger intensiv ausführen) ein wesentlicher Teil eines 
wirksamen Umweltschutzes sein dürfte, weil Technik bestimmte Probleme 
vielleicht nicht allein oder nicht schnell genug lösen kann, dann wird weni-
ger verkauft werden (etwa weniger Urlaubsflüge). Genau das könnte, sofern 
es einen erheblichen Umfang annimmt, einen (ungeplanten) Übergang zu 
einer Postwachstumsgesellschaft bedeuten, also zu einer Gesellschaft, die 
dauerhaft ohne Wachstum auskommen oder sich sogar auf Schrumpfungs-
prozesse einstellen muss. Dies ist ein Problem, da moderne Gesellschaften 
bisher vielfach von wirtschaftlichem Wachstum abhängig sind. Hier geht 

20  Einseitig hervorgehoben bei Wiemann 2011, S. 10.
21  Vgl. zusammenfassend dazu Ekardt 2014; ausführlicher und zugespitzter Jackson 2011; Paech 2012.

antworten.  16 Vielmehr bewirke ein möglichst unreglementierter Frei-
handel weltweit den größtmöglichen Wohlstand und sei damit der im 
Wesentlichen allein interessierende sozialpolitische Weg für OECD- 
und Entwicklungsländer. Falls doch Regelungsbedarf entstünde, etwa 
der Wunsch der Bevölkerung nach mehr Klimaschutz oder nach einer 
(ggf. besseren) Krankenversicherung, so könne dieser durch die Na-
tionalstaaten unschwer wahrgenommen werden.  17  Doch dieser Hin-
weis und die gelegentlichen, aber wie erwähnt künftig kaum noch zu 
erwartenden Wohlstandsgewinne aufgrund einer weiter ausgebauten 
internationalen Arbeitsteilung sprechen keineswegs gegen politische 
Leitplanken, wie sie ein globales Klimakonzept einschließlich seiner 
gewollten sozialpolitischen Ausbalancierungen setzt. Vielmehr ent-
spricht es, ganz abgesehen von der aktuellen Dumpingproblematik, 
schon historisch aller Erfahrung, dass Märkte und Freihandel nur mit 
starken staatlichen Rahmensetzungen, funktionierenden Institutionen, 
der Möglichkeit sozialer Ausgleichsmaßnahmen, einer ausgebauten In-
frastruktur, einem funktionierenden Bildungssystem, der Abwesenheit 
von Korruption u.a.m. überhaupt funktionieren können.  18 Und auch 
wenn der Freihandel im Okzident und in den Oberschichten der Schwel-
lenländer Wohlstand befördert und zudem die soziale Kompensation 
einiger Freihandels-Verlierer ermöglicht haben mag  19: Für eine Viel-
zahl von Menschen weltweit ist die Bilanz unverändert ungünstig, was 
durch die Verfehlung der sozialen UN-Millenniumsziele im Hinblick 
auf Armut, Unterernährung, Schulbildung usw. gut sichtbar wird. Jen-
seits interner Ursachen wie Korruption liegt dies auch daran, dass eine 
weitgehende Marktöffnung die Entwicklung junger Industrien in den 
Entwicklungsländern durch übermächtige ausländische Konkurrenz 
vereiteln kann, wenn gerade nicht auf die erwähnten historischen Er-
fahrungen mit dem europäischen Protektionismus des 19. Jahrhunderts 
und seinen industrieförderlichen Wirkungen gehört wird. Ferner ist 
16  Zur klassischen Theorie des Freihandels Ricardo 1817, passim; z.T. kritisch Rodrik 2011, S. 79 ff.; 
Becker/Fischer/Schwank 2011, S. 101 m.w.N.
17  In diesem Sinne mit unterschiedlichen Nuancierungen OECD 1996, S. 105 ff.; Rieger/Leibfried 
2002, passim; Scharpf 2003, S. 219 ff.; Sinn 2003, passim; Weizsäcker 2000, S. 10 ff.
18  Vgl. Rodrik 2011, S. 241 ff. und passim; Radermacher/Beyers 2011, S. 18 und passim; zu den 
Problemen des reinen Freihandels auch Spelten 2005, S. 135 ff. und Wiemann 2011, S. 10 ff.
19  Vgl. Rodrik 2011, S. 21 ff., 44 f., 59 und 241 ff.
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tungen.  26 In diesem Zusammenhang hat sich die WTO auch dem Ziel 
verschrieben, eine optimale Nutzung der Ressourcen der Welt und einen 
Anteil der Entwicklungsländer am wachsenden internationalen Handel 
im Einklang mit der Nachhaltigkeit zu sichern. Erst im dritten Erwä-
gungsgrund kommt die Präambel zur Verwirklichung der zuvor aufge-
führten Ziele auf den Abschluss von Übereinkommen zum Zollabbau 
und anderer Handelsschranken zu sprechen. Insofern ist die Liberali-
sierung des Welthandels gemäß dem WTO-Recht lediglich als Mittel zur 
Erzielung eines dauerhaften und globalen Wohlstandes benannt, nicht 
dagegen als Selbstzweck des internationalen Handelsregimes.  27 Bisher 
wurde dies wenig ernst genommen; doch genau in diese Richtung muss 
weitergedacht werden.

Folgt man diesem Gedanken, so ist ein deutlich intensivierter Umwelt , 
Klima- und Ressourcenschutz sowie die Einhaltung hoher Sozialstandards 
geboten – in allen Ländern und gemeinsam global. Freiheit ist eben nicht 
nur wirtschaftliche Freiheit, – und das gilt für Industrie-, Schwellen- und 
Entwicklungsländer gleichermaßen. Denn von der Reduktion der Umwelt-
belastung und ihrer menschenrechtlichen Gebotenheit getrennt zu betrach-
ten ist die Frage, in welchem Umfang etwa die Industriestaaten den glo-
balen Süden finanziell unterstützen müssten, um eine Verknüpfung von 
Armutsbekämpfung mit einem von vornherein grünen wirtschaftlichen 
Entwicklungspfad zu ermöglichen (dazu kurz der Beitrag von Ekardt). Da 
Umweltprobleme ebenso wenig wie der Handel mit Konsumgütern an den 
Grenzen halt machen, sind globale Standards für den Umweltschutz frei-
lich zielführender als einzelne nationalstaatliche umweltrechtliche Hand-
lungsbefugnisse. Gleichzeitig ist es aber die globale Politikebene, auf der 
ein hohes Schutzniveau nur sehr schwer zu etablieren ist. Auch deshalb 
wäre es entscheidend, dass ein Freihandelsabkommen zwischen den größ-
ten Volkswirtschaften der Welt erstmals ernsthaft Nachhaltigkeitskriterien 
einschließt und damit den Grundstein legt für eine globale Beachtung von 
Umwelt-, Klima- und Ressourcenschutz sowie hohen Sozialstandards im 
Rahmen des Welthandels. 

26  Vgl. 1. Abschnitt der Präambel zum Übereinkommen zur Errichtung der Welthandelsorgani-
sation (WTO) vom 15.04.1994 (BGBl. II S. 1625).
27  Wie hier auch Winter 2001, S. 71 ff.; Wiemann 2011, S. 11 und 17 f.; zu den WTO-Grundprinzipi-
en auch Tietje 2003, passim.

es also nicht darum, dass Wachstum absichtlich vermieden wird, etwa weil 
die Wohlstandsmehrung ab einem gewissen Niveau die Zufriedenheit der 
Menschen nicht mehr verbessert.  22 Der Übergang zu einer Postwachstums-
gesellschaft  ergäbe sich schlicht aus einer problemadäquaten Umwelt- und 
Klimapolitik, wenn diese erhebliche Suffizienzanteile einschließt.

Bisher konnte der Nationalstaat die nötigen Regelsetzungen bereitstellen; 
doch versagt er im Angesicht globaler Umweltprobleme, ebenso wie beim 
nötigen Transzendieren des Wachstumsideals.  23 Einseitige Handelsbe-
schränkungen als Option kommen nicht gegen die Argumente für eine 
globale Regulierung an: Zu erinnern ist an den drohenden Dumpingwett-
lauf respektive die drohenden Verlagerungseffekte, den globalen Prob-
lemcharakter der Klima- und Ressourcenthematik, deren schieres Ausmaß 
und als Hintergrund all dessen der anthropologische Befund zu Faktoren 
wie Eigennutzen, Kollektivgutproblematik usw. Eine globale Klima- und 
Ressourcenregulierung bleibt damit ein sinnvolles Konzept. Dabei könnte 
u.a. die Verknüpfung globaler Umweltstandards mit Finanztransfers an 
die Entwicklungsländer global gerade jene Bedingungen (Sozialstaatlich-
keit, steigende Bildung) bereitstellen, die Nationalstaaten überhaupt erst 
in die Lage versetzen, gewinnbringend am globalen Freihandel teilzu-
nehmen – einschließlich eines Aufbaus demokratischer Institutionen und 
eines natürlichen, wohlstandsbedingten Rückgangs des Bevölkerungs-
wachstums.  24 In jedem Fall aber kann man damit sagen, dass die aktuelle 
Suche nach weiteren Freihandelspotenzialen all diese Überlegungen un-
berücksichtigt lässt.  25

In der Präambel des WTO-(Rahmen-)Übereinkommens sind in den ers-
ten zwei Erwägungsgründen jene übergeordneten Ziele der WTO statu-
iert. Demnach strebt die WTO nach einer Erhöhung des Lebensstandards, 
Vollbeschäftigung, einem hohen Realeinkommen sowie einer wirksamen 
Ausweitung der Produktion und des Handels mit Waren und Dienstleis-

22  Vgl. dazu Ekardt 2014, Kap. VII.
23  Diese essentielle Fragestellung fehlt bei Rodrik 2011, S. 21 ff. und 241 ff.
24  Das letzteres dagegen in armen, auf bloßen Rohstoffexport statt auf Fertigungsindustrien 
setzenden Ländern meist hoch ist (und die Demokratie und der Sozialstaat schwach), wird näher 
dargelegt bei Rodrik 2011, S. 190.
25  Dies kritisieren auch Rodrik 2011, S. 234 und Wiemann 201l, S. 17 f.
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All dies gilt jedoch vor dem Hintergrund, dass der genaue Wortlaut von 
TTIP einerseits nach wie vor offen ist und andererseits unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit verhandelt wird. Im Dezember 2015 wurde die 11. Verhand-
lungsrunde zum Abkommen abgeschlossen.  30 Die EU begrüßt die Fortschrit-
te der Verhandlungen in den drei wesentlichen Bereichen Zölle, Dienstleis-
tungen und öffentliche Beschaffung, während Kritiker bemängeln, dass die 
größten Problemfelder, etwa die umstrittene Investor-Staat-Streitbeilegung 
oder die Themen Datenschutz und Energie, bisher noch nicht in die Ver-
handlungen eingeschlossen wurden.  31 Einiges spricht also dafür, dass noch 
eine Reihe weiterer Verhandlungsrunden zu TTIP folgen werden, mit unge-
wissem Ausgang. Folgerichtig beschränkt sich der vorliegende Band nicht 
auf Betrachtungen zu TTIP, sondern nimmt (besonders in den Beiträgen von 
Becker/Will, Hennig und Schomerus sowie – zur WTO-Reform – von Herr-
mann-Pillath und – zum konstitutionellen menschenrechtlichen Rahmen 
des Welthandels – von Ekardt) stark die allgemeine Freihandelsdiskussion 
auf.
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30  Der Bericht zur 11. Verhandlungsrunde ist unter
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/november/tradoc_153935.pdf abrufbar.
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4. Die TTIP-Debatte
Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Buches werden diese Debatten häu-
fig mit Bezug zu den TTIP-Verhandlungen in besonderer Aktualität geführt. 
Abgeschlossen werden sollten die Verhandlungen über das Freihandelsab-
kommen ursprünglich bereits 2014; mittlerweile ist ungewiss, ob das Ab-
kommen zumindest im Jahr 2016 unterschrieben werden könnte. Ganz un-
abhängig von der Frage, ob TTIP in Zeiten weitestgehend abgeschaffter Zölle 
überhaupt signifikante wirtschaftliche Effekte auf die europäische und die 
US-amerikanische Volkswirtschaft haben kann  28, werden diverse Fragen 
und Bedenken in Bezug auf das Freihandelsabkommen artikuliert. Befürch-
tungen gibt es insbesondere dahingehend, dass das Abkommen negative 
Auswirkungen auf den Umwelt- und Klimaschutz haben könnte – in den 
USA und der EU sowie weltweit (näher zum Ganzen Henkel und Gerstetter 
in diesem Band). Eng damit im Zusammenhang steht die Sorge, dass durch 
die geplante Investor-Staat-Streitbeilegung demokratische und rechtsstaat-
liche Grenzen des deutschen Verfassungs- sowie des EU-Rechts verletzt 
werden (dazu in diesem Band Schmid/Garske). Inwieweit werden national-
staatliche Regelungen in den genannten Bereichen trotz des Abkommens 
weiterhin möglich sein? Was ist, wenn nationale Gesetze über die Grenzen 
hinweg wirken? Letztere Frage ist freilich nicht neu und bereits unabhängig 
von TTIP relevant (dazu in diesem Band der Beitrag von Hennig). Inwieweit 
ein starker nationaler Umweltschutz auch mit TTIP möglich sein würde, ist 
trotz diverser Beschwichtigungen und dem mehrmaligen Versprechen, dass 
sich die Verhandlungsführer/innen nicht darauf einlassen werden, Schutz-
standards zu senken  29, nach wie vor eine zentrale Fragestellung der TTIP-
Kritiker. Fragen kann man freilich auch, welches überhaupt die genaue Rol-
le einer nationalen Umweltregulierung bei vielen Problemen angesichts der 
im vorliegenden Beitrag skizzierten Problemlagen noch ist (siehe auch den 
Beitrag von Schomerus in diesem Band). Ob unilaterale Umwelt- und spe-
ziell Klimaschutzmaßnahmen ökonomisch, politisch und rechtlich denkbar 
wären, wird unabhängig von TTIP gerade am Beispiel der Grenzausgleichs-
mechanismen respektive Border Adjustments seit längerem diskutiert (dazu 
der Beitrag von Becker/Will in diesem Band). 

28  Dazu beispielsweise Felbermayr et al. 2013 und Francois et al. 2013.
29  Etwa Europäische Kommission 2015 oder Malmström 2015 sowie in Bezug auf die Ergebnisse 
der 11. Verhandlungsrunde unter http://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=1389.
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TTIP- gefährdet das Freihandelsabkommen Umwelt und Demokratie?
Tagungsbericht 
von Marilena Bekierz

TTIP: Gefährdet das Freihandelsabkommen Umwelt und Demokratie? So hieß 
die Fragestellung der sich Teilnehmer_innen und eingeladene Redner_innen 
vom 08.- 09. April in der Evangelischen Akademie Sachsen- Anhalt, Witten-
berg widmeten. Organisiert und durchgeführt wurde die Tagung von Sigrun 
Höhne (Evangelischen Akademie Sachsen- Anhalt) und Prof. Dr. Felix Ekardt 
(Forschungsstelle Nachhaltigkeit und Klimapolitik, Leipzig/Berlin).
Der Auftakt der Tagung wurde durch den Vortrag von Prof. Dr. Felix Ekhardt 
gestaltet: „TTIP und die Chancen und Grenzen des Freihandels im Lichte sei-
nes menschenrechtlichen Rahmens“. Der studierte Rechtswissenschaftler, 
Soziologe und Religionswissenschaftler gab einen ersten Überblick zu den 
Themengebieten, die TTIP betreffen. Der Vortrag behandelte unter anderem 
die Definition des ‚Freihandels‘, die berechtigterweise den Gedanken der De-
mokratie und der Freiheit bei den Hörern assoziieren ließen, sowie konkrete 
Abwägungsregelungen im Umgang mit TTIP, wie zum Beispiel die Frage, wie 
die WTO (World Trade Organization) den Umgang mit der nationalen Sou-
veränität rechtfertige. Der Freihandel habe eindeutig Auswirkungen auf die 
Demokratie und würde so auch zu einem juristischen Thema werden, so Prof. 
Dr. Ekardt. Grundsätzlich sei ein Freihandelsabkommen eine transnationale 
Thematik, die sich in ihrer Durchführung unterschiedlichen internationalen 
Gesetzgebungen und Demokratieverständnissen gegenüber sehe.

Christiane Gerstetter, Rechtsanwältin und Senior Fellow am Ecologic Institut 
in Berlin informierte die interessierte Zuhörerschaft in ihrem Vortrag über 
die aktuelle Lage von TTIP. Detailliert sprach sie über die einzelnen zu beden-
kenden Themenbereiche und deren Zusammenhänge zueinander in Bezug auf 
das geplante TTIP Abkommen. So erläuterte sie beispielsweise ausgewählte 
Aspekte zu den Themenbereichen: direkte Umweltkosten (Transport, Techno-
logie, Wohlstand, Effizienz) und dem politischen Diskurs (Verhandlungen und 
Abkommen). Auf die Fragen der Zuhörer_innen ging Gerstetter ausführlich 
ein. Es wurde unter anderem nach der Überschneidung rechtlicher Gesetzes-
grundlagen der WTO (World Trade Organization) in Bezug auf das TTIP Ab-
kommen gefragt. Insgesamt gesehen sei für Gerstetter klar, dass die Risiken 

in Bezug auf Umweltfragen durch das geplante TTIP Abkommen überwiegen 
würden, trotzdem halte sie, den von einigen Kritikern prophezeiten ‚apoka-
lyptischen Endzustand‘ für die Umwelt als unwahrscheinlich.
Der Vortrag von Dr. Kiyomi von Frankenbergs „Rechtsstaatliche Fragen von 
privaten Investitionsschiedsgerichten“ komplettierte den Überblick zum Facet-
tenreichtum des Themas TTIP. Es wurde ausführlich über die Gesetzeslage von 
Schiedsgerichten gesprochen, sowie auf die Rolle der ICSID (Internationales 
Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten) eingegangen. Dr. Kiyomi 
von Frankenberg sprach sich entschieden für die auf Investor- und Staatsseite 
gegebene Möglichkeit aus, ein Schiedsgerichtsverfahren einleiten zu dürfen. 
Sie sähe jedoch keinen Mehrwert in der Aufnahme der Schiedsgerichtsbarkeits-
klausel in ein TTIP Abkommen, der momentane staatliche Rechtsweg reiche 
aus, um Umweltsündern (speziell Investoren) den Gar auszumachen.

Beatrice Garske, promovierende Mitarbeiterin an der Forschungsstelle 
Nachhaltigkeit und Klimapolitik, Leipzig/Berlin widmete sich in ihrem Vor-
trag den demokratischen und rechtsstaatlichen Fragen der investitionsbezo-
genen Streitbeilegung. Sie begann mit einem historischen Überblick zu dem 
Begriff, ausgehend von der Haagener Friedenskonferenz (1899) und spannte 
den Bogen hin bis zu dem Begriff der Rechtsstaatlichkeit. Als praktische 
Beispiele für berühmte Investorschutzklagen nannte sie unter anderem die 
Vattenfall Klagen (Vattenfall gegen Bundesrepublik Deutschland).
Intensiv und bis spät in den Abend wurde im Publikum mit den geladenen 
Redner_innen diskutiert und Fragen gestellt. Darunter zum Beispiel die wie-
derkehrende Frage, ob eine Geheimhaltung sensibler Daten grundsätzlich 
Sinn mache und gerichtlich geschützt sein dürfe oder im Falle von TTIP von 
einer bewussten Vorenthaltung existentieller Informationen gegenüber der 
Öffentlichkeit die Rede sein könne. 

Der Biologe und langjährige Greenpeace Campaigner Jürgen Knirsch stell-
te mit seinem Vortrag die Sicht der Umweltverbände auf das geplante TTIP 
Abkommen dar. Dabei stellte er bereits zu Anfang seines Vortrages klar, was 
die Sorgen der Kritiker des TTIP Abkommens seien, um nur einige zu nen-
nen: Aufweichung der Standards, insbesondere in der Lebensmittelindustrie, 
Demokratieverletzung auf nationaler Ebene bei der Informierung der Bevöl-
kerung zum geplanten Vorgehen, der drohende Allmächtigkeitsanspruch ei-
nes Abkommens wie TTIP. Die bekannte „Chlorhuhn“-Debatte wurde auch im 
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Vortrag von Herrn Knirsch angesprochen, jedoch sei diese laut ihm als ver-
altet einzustufen, denn sie zeige nur eine Konsequenz eines bereits ‚kranken 
Systems‘. Damit spielte er auf die in den USA übliche Strategie, dem Prozess 
der Abtötung krankheitserregender Stoffe in Lebensmitteln an, die die Hygie-
ne- und Tierschutzvorschriften im Vorfeld hinfällig erscheinen ließen. Zudem 
sprach er über vermeintliche ‚Mogelpackung‘ in dem, von der EU aufgenom-
menen Nachhaltigkeitskapitel, dass letztlich zeige, dass beispielsweise nur 
zwei von acht veranschlagten Kernarbeitsnormen von den USA unterzeichnet 
wurden. Nichtsdestotrotz schätze er die Diskussion über TTIP in Deutschland 
im internationalen Vergleich als besonders intensiv und heterogen ein.
Bettina Hennig, Juristin der Kanzlei von Bredow Valentin Herz aus Berlin erläu-
terte den Zuhörer_innen Schritt für Schritt das Vorgehen eines Juristen, wenn 
geprüft werden solle, ob und wie es sich bei TTIP um eine WTO-Normen beein-
trächtigende Thematik handle. Deutlich positionierte sie sich, dass Deutschland 
nicht als Vorreiter klimapolitisch einzustufen sei, Deutschland führe insgesamt 
betrachtet keine nachhaltigen Lebensstil, deshalb sei die Intensität mit der die 
Debatte um TTIP geführt werde als umso wichtiger einzustufen.

„Ökozölle, WTO und die Überlagerungen durch TTIP“ lautete der Vortrag 
von Prof. Dr. Daniel Becker, der Europa -Universität Viadrina aus Frank-
furt/Oder. Dieser Vortrag eröffnete den Zuhörern die Möglichkeit TTIP aus 
ökonomischer Sicht wahrzunehmen und erläutert zu bekommen. Darunter 
fiel der Aspekt der unilateralen Klimapolitik, die ein globales Problem dar-
stelle, dass die Zusammenarbeit der internationalen Staatengemeinschaft 
erfordere. Klar könne Becker feststellen, dass der Freihandel das Potenti-
al habe, materiellen Wohlstand herbeizuführen, allerdings nur unter be-
stimmten Voraussetzungen. Es gebe eindeutig Gewinner und Verlierer mit 
der Einführung eines solchen Abkommens wie TTIP es sein würde. Jeder 
Wachstumseffekt habe auch Klimaauswirkungen. Auch die gerechte Ver-
teilung von Wohlstand im Falle des ökonomischen Wachstums stelle einen 
wichtigen zu bedenkenden Aspekt dar.
Klaus Mindrup, als Vertreter der Politik (SPD Abgeordneter des 18. Bundestages, 
Berlin-Pankow) erinnerte in seinem Beitrag „TTIP- letztlich doch eine Chance 
für Demokratie und soziale Belange?“ an den Stellenwert, TTIP als aktuelles 
und diskussionsbedürftiges Thema, sowohl in der Öffentlichkeit, als auch im 
Bundestag am Leben zu halten. Auf die Frage was er sich von der Zivilbevölke-
rung hoffe, antwortete er „eine kritische Beurteilung der Gesamtlage“.
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